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Steuertransparenz wird zur neuen Realität für Unternehmen
Der Staat will oft möglichst viel Steuersubstrat heben, und Unternehmen versuchen ihre Fiskalabgaben möglichst tief zu halten. Das ist ein klassischer Zielkonflikt mit ökonomischen,

gesellschaftlichen und moralischen Parametern. Durch den sich rasant beschleunigenden Trend zu Transparenz gewinnt er an Brisanz und Dynamik. Von Peter Uebelhart

Steuern zu zahlen, ist gesellschaftliche Pflicht,
Steuern zu sparen, unternehmerische Verantwor-
tung. So einfach, wie dies klingt, ist die Realität
allerdings schon lange nicht mehr. Das Spannungs-
feld zwischen staatlichemAnspruch auf hohe Steu-
ereinnahmen und zum Teil mit einigem Aufwand
betriebener unternehmerischer Optimierung der
Steuerlast hat sich stark akzentuiert. Viele Staaten
sind auf der Suche nach zusätzlichem Steuersub-
strat, weil ihre Finanzen durch die Finanz- und
Wirtschaftskrise in Schieflage geraten sind. Gleich-
zeitig führt die gesellschaftliche und technologische
Entwicklung zu immer mehr Transparenz.

In der Mühle der moralischen Empörung

Zu den neuen Realitäten gehört, dass heute auch
vollkommen legale Steuerplanungsmassnahmen
durch die Mühle der moralischen Empörung ge-
dreht werden. Das geschieht mit einer räumlichen
und zeitlichen Verbreitung, wie sie nur dank neuen
Medien und aktiven Interessengruppen zustande
kommen kann. Ein durch gezielte Leaks und mit
Unterstützung von Social Media genährter Journa-
lismus trägt zu dieser Entwicklung bei. Generell
haben dasWissen und die Informationen zu Fragen
der Unternehmensbesteuerung bei verschiedenen
Anspruchsgruppen und in der Bevölkerung zuge-
nommen. Das internationale Steuersystem und die
Methoden zur Ausschöpfung des rechtlich abge-
stecktenAktionsradius sind nicht mehr einemyste-
riöse Wissenschaft einiger eingeweihter Geheim-

nisträger, sondern Gegenstand öffentlicher Debat-
ten. Die kürzlich veröffentlichten Vereinbarungen
vonGesellschaften aus verschiedenen Ländern mit
den luxemburgischen Steuerbehörden haben die
neuen Regeln der Transparenz aufgezeigt.

Auch in der Schweiz gab es verschiedene Bei-
spiele, bei denen ein Graben zwischen Erwartun-
gen der Öffentlichkeit und der Realität sichtbar
wurde, auch wenn sich alles im Rahmen der gelten-
den Steuergesetzgebung bewegt hat. Verschiedene
Interessengruppen fordern, dass Unternehmen
vermehrt dazu übergehen, Steuern nicht mehr nur
als zu minimierenden Kostenfaktor zu betrachten,
sondern als «Dividende an die Gesellschaft». Dies
ist meinerMeinung nach eine interessante Betrach-
tungsweise, die in steuerliche Kommunikations-
strategien einfliessen sollte. Einige ausländische
Unternehmen sind bereits proaktiv dazu über-
gegangen, den neuen Trend profilbildend zu nutzen
und viel detaillierter über ihre Steuerzahlungen
und ihre Steuerstrategie zu berichten, als dies Ge-
setz und Rechnungslegungsstandards verlangen.
Ich denke, der Ansatz könnte Schule machen.

Die bereits absehbaren gesetzlichen und regula-
torischen Entwicklungen werden keine Trend-
umkehr mit sich bringen. Im Gegenteil, die neue
Transparenz wird sich verstärkt von der Ebene von
Daten-Leaks, investigativem Journalismus und
Aktivismus von Interessengruppen auf die Ebene
von Gesetzen und internationalen Abkommen
verlagern. So sieht das Übereinkommen der
OECD und des Europarats über die Amtshilfe in
Steuersachen den spontanen internationalen In-

formationsaustausch vor. Dieser Austausch wird
ausgelöst, wenn eine Schweizer Steuerbehörde
über Informationen verfügt, die mutmasslich für
ausländische Steuerbehörden von Interesse sein
könnten. Ebenso sieht der Beps-Aktionsplan der
OECD vor, Unternehmen im Rahmen eines Län-
der-Reportings künftig darauf zu verpflichten, den
Steuerbehörden detailliert darüber Auskunft zu
geben, wo ihre Gewinne anfallen und wo sie wie
viel Steuern bezahlen. Es darf erwartet werden,
dass diese Informationen über kurz oder lang Teil
der öffentlichen Firmenberichterstattung werden.

Verwaltungsräte im Dilemma

Die zunehmende Transparenz und die Anwendung
moralischer Massstäbe auf die Steuerstruktur einer
Firma bringen Verwaltungsräte und Steuerverant-
wortliche in ein Dilemma: Den Aktionären gegen-
über sehen sie sich verpflichtet, die Steuerlast durch
legale Steuerplanung möglichst tief zu halten.
Gleichzeitig sind sie mit Interessengruppen kon-
frontiert, die vom Unternehmen einen auf wenig
fassbare moralische Kriterien abgestützten «fairen»
Beitrag einfordern. Erschwerend kommt hinzu,
dass sich diese moralische Perspektive über die Zeit
verändert. Eine tiefergehende Auseinandersetzung
mit diesen neuen Massstäben der Steuerplanung
wird für Verwaltungsräte unabdingbar werden.

Was wird das alles bedeuten? Erstens sollten
sich Unternehmen darauf einstellen, dass es de
facto keine Vertraulichkeit in Steuerangelegenhei-

ten mehr geben wird. Aspekte der Steuerstruktur
einer Firma können jederzeit an die Öffentlichkeit
gelangen. Dennoch sollten Steuerrulings durch Be-
hörden nicht systematisch veröffentlicht werden,
da Unternehmen sehr oft in ihren Anfragen
wesentliche Aspekte der Geschäftsstrategie offen-
legen müssen. Rulings schaffen Rechtssicherheit
und sollten deshalb unbedingt beibehalten werden.

Zweitens wird sich die Transparenz gegenüber
der Öffentlichkeit und den Steuerbehörden er-
höhen, und diese werden mit entsprechenden For-
derungen an Unternehmen herantreten. Steuer-
planung, welche die Verantwortung eines Unter-
nehmens der Gesellschaft gegenüber ernst nimmt,
wird unumgänglich werden. Die Kommunikation
einer solchen Steuerplanung kann für Unterneh-
men auch Chancen zur Differenzierung eröffnen.

Drittens ist absehbar, dass es (noch) wichtiger
wird, ob die Strukturen eines Unternehmens über
Substanz verfügen und wo die Schlüsselfunktionen
ausgeübt werden. Das kann für die Schweiz im
internationalen Standortwettbewerb auch durch-
aus eine Chance sein.

Das Zeitalter der Transparenz in Steuerfragen
kommt schneller als erwartet. Dennoch muss es
Unternehmen auch in Zukunft möglich sein, Steu-
erplanung zu betreiben. Sie sind allerdings gut be-
raten, sich auf die neue Transparenz und die neue
moralische Dimension einzustellen und diese bei
ihren Entscheidungen zu berücksichtigen.
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Die CVP
imWertewandel
Die Partei beugt sich der Kritik an ihrer
Volksinitiative. Von Nadine Jürgensen

Um ihre Volksinitiative «gegen die Heiratsstrafe»
zu retten, reicht die CVP einen direkten Gegenvor-
schlag zu ebendieser ein. Die Christlichdemokra-
ten haben kapituliert aufgrund der Kritik an der in
der Initiative enthaltenen Definition der Ehe als
«Lebensgemeinschaft zwischen Mann und Frau».
Eine Mehrheit im Parlament will der Volksinitia-
tive ebenfalls einen direkten Gegenvorschlag ge-
genüberstellen. Das ist aber nicht der einzige
Grund für das ungewöhnliche Vorgehen. Ebenso
dazu beigetragen, dass die CVP nun einlenken will,
hat massiver Druck von Organisationen, die sich
für gleichgeschlechtliche Lebensformen einsetzen.

Damit macht sich die CVP zuallererst unglaub-
würdig. Zwar beteuern verschiedene Parteiexpo-
nenten, man habe andere Lebensformen nicht dis-
kriminieren wollen und die Wirkung unterschätzt.
Die Partei rechtfertigt sich, indem sie in einer Mit-
teilung schreibt, die Definition entspreche dem
«geltenden und gelebten» Verfassungs- und dem
Völkerrecht. Dass es ihr nie darum gegangen sei, die
Ehe ausschliesslich als Lebensform zwischen Mann
und Frau in der Verfassung zu verankern, nimmt
man der Partei, die nach wie vor das C im Namen
trägt, aber nicht ab. Die CVP hat man bisher eher
mit einem konservativen Familienbild katholischer
Prägung verbunden. Dass es sich um ein redaktio-
nelles Versehen handelt, ist deshalb wenig plausibel.

Erkennbar ist vielmehr ein Wertewandel – nicht
nur bei der CVP. Gleichgeschlechtliche Paare wer-
den plötzlich in der Mitte der Gesellschaft akzep-
tiert. Das war noch vor wenigen Jahren kaum denk-
bar. Dieser Tatsache kann sich nun auch die CVP
nicht länger verschliessen. Wenn ein katholischer
Pfarrer lesbische Paare segnet unter Applaus der
jungen Urner CVP, dann sind das Zeichen der Zeit,
denen sich die Partei nicht länger verschliessen
kann, ohne denVerlust vonWählern zu befürchten.

Die CVP will die Diskussion nun wieder auf das
«eigentliche Thema», die Abschaffung der Heirats-
strafe, lenken. Offen ist, welcher Gegenvorschlag
sich im Parlament durchsetzen wird. Der einzige
Unterschied ist, ob Paare individuell besteuert
werden sollen oder nicht. Die Initiative ist an sich
hinfällig, denn die Abschaffung der Heiratsstrafe
ist vom Bundesgericht schon 1984 entschieden
worden, nur konnten sich bis heute keineMehrhei-
ten dafür finden, wie dies auf Bundesebene umge-
setzt werden sollte. Dies muss nun endlich geklärt
werden.

Abschied
vom Goldesel

Neue Subventionen für Wasserkraftwerke
sind der falsche Weg. Von Davide Scruzzi

DieWasserkraft leidet unter einer schwachen Ren-
tabilität, da und dort resultieren Verluste. Grund
sind die tiefen Strompreise. Verantwortlich dafür
sind die konjunkturbedingt auf dem ganzen Konti-
nent tiefe Nachfrage nach Strom sowie der Um-
stand, dass in vielen Ländern subventionierter
Ökostrom eingespeist wird. Gewichtige Interessen
sind tangiert. Die Kantone fürchten als Aktionäre
von Kraftwerken wie auch als Empfänger vonWas-
serzinsen um ihre Einnahmen. Im Departement
von Bundesrätin Doris Leuthard hat man Angst,
dass die Branche nicht in denAusbau investiert und
damit die Energieziele rund um den Atomausstieg
Makulatur werden. Die Politik tendiert nun dazu,
fragwürdige Fördermassnahmen zu beschliessen;
zahlen sollen die Stromkunden via Abgaben.
Mehrheitsfähig ist dies auch, weil rot-grüne Politi-
ker erneuerbare Energien lieben und viele Bürger-
liche ein offenes Ohr für Stromkonzerne haben.

Der Nationalrat hat als Erstrat Investitionshil-
fen für denWasserkraft-Zubau beschlossen, die aus
dem Fördertopf der kostendeckenden Einspeise-
vergütung (KEV) stammen sollen. Dabei ist ein
Ausbau gar nicht dringlich. Die tiefen Preise stehen
ja für ein Überangebot. Mittelfristig lassen sich
wegfallende AKW-Kapazitäten im Inland also
durch zunehmende Stromimporte kompensieren.
Braucht es langfristig neue Kraftwerke zur Sicher-
stellung der Netzstabilität, fördert man diese besser
mit ausgeklügelten Anreizsystemen und nicht
durch plumpe Subventionen. Ob dann die im Win-
ter nur wenig verfügbare Wasserkraft für die Ver-
sorgungssicherheit so wichtig sein wird, ist fraglich.

Die heutigen Probleme sollen der Branche An-
lass für eine Abmagerungskur sein: Die Stau-
mauern und Turbinen müssen zu viele CEO, Ver-
waltungsräte und Bundeshaus-Lobbyisten ernäh-
ren – Effizienz und Firmenfusionen sind nötig. Zu
prüfen ist angesichts der vielen Unsicherheiten, ob
das heutigeModell der starren kantonalenWasser-
zinse nicht durch renditeabhängige Abgaben oder,
auf längere Sicht, durch Versteigerungen von Kon-
zessionen abgelöst werden sollte.

Langfristig sind mit Veränderungen des euro-
päischenMarkts auch Verbesserungen für dieWas-
serkraft zu erwarten. Dennoch müssen sich die Ge-
birgskantone angesichts des Effizienzdrucks geöff-
neter Märkte damit abfinden, dass die Wasserkraft
nie mehr der zuverlässige Goldesel von einst sein
wird und Kraftwerksbeteiligungen Risiken bergen.

Keine Quoten für die Oscars
Weil ein Ereignis wichtig war, muss am Film darüber nicht alles herausragend sein.
Die Oscars könnten Minderheiten anders fördern als mit Quoten. Von Peter Winkler

Es herrscht wieder einmal Aufschrei in den USA.
Besonders trefflich schreien lässt es sich dann, wenn
im Hintergrund der Verdacht der Diskriminierung
flirrt. Und das tut er in Amerika ausserordentlich
schnell. Man kann dies positiv sehen, als Zeichen
einer gesteigerten Sensibilität, die dafür sorgt, dass
Diskriminierung nicht mehr akzeptabel ist. Doch
das wäre naiv. Der Grund ist vielmehr der Medien-
betrieb. Berufsmässige Beobachterinnen und Be-
obachter suchen jeden möglichen Anlass eifrig da-
nach ab, ob sich darin Stoff für eine Kontroverse
verbirgt. Das schadet in erster Linie jenen, die wirk-
liche Ungerechtigkeiten ans Licht bringen wollen,
denn sie stehen im Buhlen um die schnelllebige
Aufmerksamkeit des Publikums in einem harten
Konkurrenzkampf mit den Generatoren des täg-
lichen Skandals.

Kein Preis für Bürgerrechte

Die Kontroverse um die Oscars hat sich am Film
«Selma» entzündet, der fünfzig Jahre nach dem his-
torischen Marsch von Selma nach Montgomery
(Alabama) den Bürgerrechtsaktivisten und vor
allemMartin Luther King einDenkmal setzt. Er hat
«nur» zwei Nominationen erhalten, und schon fast
als Skandal gilt, dass er zwar als bester Film nomi-
niert wurde, seine schwarze Regisseurin Ava Du-
Vernay aber leer ausging. Dass DuVernay etwas
kann, steht ausser Zweifel. Sie hat nicht nur mit
«Selma», sondern auch mit früheren Werken meh-
rere Preise und Nominationen anderer Organisatio-
nen gewonnen, und die Produzenten vertrauten ihr
immerhin ein Budget von 20 Millionen Dollar an.
Andere Regisseure, die ebenfalls leer ausgingen,
können wohl Ähnliches von sich behaupten. War-
um also sollte DuVernay eine Oscar-Nominierung
zustehen? Um eine Quote zu erfüllen, die zum
Glück nicht existiert?

Die Academy of Motion Picture Arts and Scien-
ces, welche unter anderem die Oscars verleiht, ist
zur erdrückenden Mehrheit ein Klub der alten,
weissen Männer. Man kann es dabei bewenden las-
sen: Wie sollten die denn in der Lage sein, ihre Ras-
senvorurteile zu überwinden? Das Dumme ist, sie
tun es immer wieder. Zum Beispiel letztes Jahr, als
«12 Years a Slave» in drei Kategorien den Oscar ge-
wann – unter anderem für den besten Film – und in
sechs weiteren Kategorien nominiert wurde. Im
Jahr davor hatte «Django Unchained» zwei Oscars
und drei Nominationen eingefahren, 2011 wurde
«The Help» mit einem Oscar und drei Nominatio-

nen ausgezeichnet. Die drei Filme haben düsterste
Kapitel der (schwarz)amerikanischen Geschichte
ins Licht gerückt; auf sehr unterschiedliche Weise
zwar, aber immer in einer aussergewöhnlich kreati-
ven und aufwühlenden Art – essenzielle Elemente
der Magie des Kinos.

Der Verdacht drängt sich auf, «Selma» soll dar-
um mehr Oscar-Nominationen kriegen, weil er ein
so wichtiges Kapitel der Bürgerrechtsbewegung
und mit Martin Luther King ihren herausragenden
Pfeiler ehrt. Davon kann natürlich keine Rede sein.
Die Oscars sind keine Preise für Bürgerrechte, sie
sind Preise für herausragende Leistungen im ameri-
kanischen Filmgeschäft. Die Academy of Motion
Picture Arts and Sciences vereint praktisch alles,
was darin Rang und Namen hat. Wie es sein Name
schon sagt, ist das Filmgeschäft in erster Linie ein
Geschäft. Der Idealismus ist in dieser Branche etwa
so ausgeprägt wie im amerikanischen Profisport.

Lieber nichts als Geschwafel

Nun hat die Akademie mit Cheryl Bone Isaacs zum
ersten Mal eine schwarze Frau als Präsidentin, eine
Fachfrau für Marketing, die als Chefin des PR-
Arms der Organisation über zwanzig Jahre lang im
Führungsausschuss sass. Sie weiss, wie man auf Kri-
tik reagiert, und hat zu Protokoll gegeben, sie werde
darauf hinwirken, dass die AkademieMinderheiten
gezielter fördere, sowohl ethnische Minoritäten wie
Schwarze, Latinos oderAsiaten als auch die Frauen.
Man habe in den letzten zwei Jahren unter ihrer
Führung schon grosse Schritte unternommen, um
eine breiter diversifizierte Organisation zu werden,
indem man neue Mitglieder angeworben habe. Da
laut den letzten Zahlen von 2012 94 Prozent der
Mitglieder weiss und fast 80 Prozent Männer sind,
kann man sich ausrechnen, in welchem Jahrzehnt
eine ausgewogenere Mitgliedschaft Tatsache wer-
den könnte.

Wollte die Akademie Ernst machen mit dem
Vorhaben, könnte sie sich beim Sport abgucken,
wie das geht. Das Verbreitern der Mitgliederbasis
und der Führung in Ehren, aber sie sollte vor allem
Wege finden, in denMinderheiten das Talent zu fin-
den und zu fördern. Wenn das Filmgeschäft wie der
Sport – oder die Musik – zu einem Weg würde, der
es jungen Frauen und Männern erlaubte, aus ihrer
Misere auszubrechen, müsste sich niemand mehr
Sorgen machen über mangelnde Diversität unter
den Preisträgern. Man braucht sich nur die Podien
für Gewinner im Sport anzusehen.


